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der Bundesregierung 
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i 

Absicherung der Pflegebedürftigkeit 


Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit hat mit 
Schreiben vom 20. September 1984 namens der Bundesregierung 
die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 

Die Bundesregierung hat am 5. September 1984 dem Deutschen 
Bundestag einen Bericht zu Fragen der Pflegebedürftigkeit erstat- 
tet (Drucksache 10/1943). Die Bundesregierung kündigt in diesem 
Bericht, der auch eine eingehende Darstellung der Situation der 
Pflegebedürftigen enthält, wichtige Schritte zur Verbesserung der 
Situation der Pflegebedürftigen und ihrer Pflegepersonen an. Mit 
der Vorlage dieses Berichts sind einige der in der Kleinen Anfrage 
enthaltenen Fragen beantwortet. 

Auf der Grundlage ihres Berichts zu Fragen der Pflegebedüftig- 
keit beantwortet die Bundesregierung die einzelnen Fragen wie 
folgt: 


1. Welche Faktoren führen nach Meinung der Bundesregierung zur 
Unterbringung Pflegebedürftiger in eine stationäre Einrichtung? 

2. Welche finanziellen Einflußgrößen gibt es bei der Entscheidung, ob 
ein Pflegebedürftiger in ein Heim kommt oder nicht? 

3. Welche Kostenstrukturen zeigen die verschiedenen Einrich- 
tungen? 


Für das Verbleiben Pflegebedürftiger in ihrer häuslichen Umge- 
bung bzw. für ihre Unterbringung in einer stationären Einrichtung 
gibt es sehr unterschiedliche Beweggründe und Bedingungen. 
Neben der Einstellung des Pflegebedürftigen und seiner Familie 
zu einer Heimunterbringung sind hier beispielsweise der Schwe- 
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regrad der Pflegebedürftigkeit, die pflegerischen Möglichkeiten 
innerhalb der Familie einschließlich der wohnungsmäßigen Vor- 
aussetzungen, das Vorhandensein ambulanter Dienste und das 
Ausmaß ihrer Hilfemöglichkeiten, die Nähe einer Einrichtung zu 
nennen. 

Auch finanzielle Gesichtspunkte, wie z.B. die Kosten der ambu- 
lanten oder stationären Pflege sowie die Einkommensverhält- 
nisse, können hierbei eine Rolle spielen. 

Die verschiedenen Faktoren können für die jeweiligen Betroffe- 
nen ein sehr unterschiedliches Gewicht haben. Die Bundesregie- 
rung beabsichtigt - wie sie in ihrem Bericht zu Fragen der Pflege- 
bedürftigkeit ausgeführt hat -, durch entsprechende Untersu- 
chungen diesen Fragen weiter nachzugehen. 

Die verschiedenen Einrichtungen zeigen sehr unterschiedliche 
Kostenstrukturen. Auch hier beabsichtigt die Bundesregierung, 
wie angekündigt, weitere Untersuchungen. 


4. Welche Probleme bestehen im Bereich der Information und Bera- 
tung von Pflegebedürftigen? 

5. Wer sollte die qualifizierte Beratung der Pflegebedürftigen über- 
nehmen und warum? 

Im Zusammenhang mit einer angemessenen Versorgung Pflege- 
bedürftiger entstehen für die Betroffenen oft schwierige rechtliche 
und tatsächliche Fragen (z.B. welche allgemeinen Hilfemöglich- 
keiten gibt es, wer leistet tatsächlich welche Hilfe?), bei deren 
Lösung sie überfordert sein können. Einer qualifizierten Beratung 
kommt deshalb große Bedeutung zu. Auch hier wird die Bundes- 
regierung weitere Untersuchungen durchführen. Wichtige Ergeb- 
nisse erwartet sie im Rahmen des Modellprogramms „Ambulante 
Dienste für Pflegebedürftige". 

Beratung wird von unterschiedlichen Institutionen (z.B. von den 
Gemeinden, Wohlfahrtsverbänden, den Kirchen und den Sozial- 
stationen) durchgeführt. Diese hat sich jeweils auf Grund der 
unterschiedlichen örtlichen Gegebenheiten entwickelt. Die Bun- 
desregierung hält eine einheitliche Regelung nicht für erforder- 
lich; sie wäre hierfür auch nicht zuständig. 


6. Bei den hohen Kosten für die stationäre Unterbringung und der 
demgegenüber niedrigen finanziellen Hilfe für die ambulante Ver- 
sorgung fragen wir die Bundesregierung, ob die ambulante Versor- 
gung für sie noch Vorrang hat vor der stationären? 


Die Bundesregierung hat zu keinem Zeitpunkt Zweifel darüber 
aufkommen lassen, daß sie an dem Grundsatz „Ambulante Ver- 
sorgung hat Vorrang vor stationärer Versorgung" festhält. Es ist 
nach ihrer Auffassung menschlich und vernünftig, wenn Pflege- 
bedürftige die Zuwendung ihrer Angehörigen erfahren und die 
sozialen Bindungen der Pflegebedürftigen durch Verbleiben in 
der gewohnten Umgebung erhalten bleiben. 
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7. Welche Hilfen hält die Bundesregierung für angemessen, um Pfle- 
gebedürftigen und Pflegenden die häusliche Pflege zu ermögli- 
chen und Heime überflüssig zu machen? 

8. Welche Schwächen und Lücken sieht die Bundesregierung diesbe- 
züglich im gegenwärtigen System? 

10. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um den Pflege- 
bedürftigen mehr Therapiemöglichkeiten (Krankengymnastik, 
Beschäftigungstherapie usw.) zu bieten? 

18. Welche Verbesserungen, vor allem auch personeller Art bei den 
ambulanten Diensten, will die Bundesregierung durch den Bun- 
deshaushalt ermöglichen? 


Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß das gegenwärtige 
System der Versorgung und Sicherung Pflegebedürftiger der Ver- 
besserung bedarf. 

Sie hat deshalb in ihrem Bericht zu Fragen der Pflegebedürftigkeit 
angekündigt, daß sie die Situation der Pflegebedürftigen und 
ihrer Pflegepersonen mit einem Bündel von Einzelmaßnahmen 
gezielt verbessern wird. Zugleich hat sie betont, daß die stationäre 
Versorgung einen festen Platz im System der Versorgung Pflege- 
bedürftiger hat und behalten wird. Es wird immer Pflegebedürf- 
tige geben, die - aus unterschiedhchen Gründen - nicht anders 
als stationär versorgt werden können. 

Im einzelnen wird die Bundesregierung in folgenden Bereichen 
tätig werden: 

— Die Bemühungen um Rehabilitation im Rahmen der gesetz- 
hchen Krankenversicherung werden verstärkt. 

— Die Vorschriften der gesetzlichen Krankenversicherung über 
die häusliche Krankenpflege und die hauswirtschaftliche Ver- 
sorgung kranker Pflegebedürftiger werden verbessert. 

— Bei Krankheit der Pflegeperson werden künftig die notwendige 
häusliche Pflege und die notwendige hauswirtschaftliche Ver- 
sorgung von den Krankenkassen übernommen. 

— Die Bundesregierung wird die Länder bitten, bei der Bewilh- 
gung öffentlicher Baumittel die Belange der Pflegebedürftigen 
und ihrer Angehörigen wie schon bisher besonders zu berück- 
sichtigen. 

— Die Aufnahme von Eltern(-teilen) in Eigenheime mit zwei 
geförderten Wohnungen soll künftig nicht mehr daran schei- 
tern, daß ihr Einkommen eine gewisse Höhe überschreitet. In 
diesem Sinne wird das Wohnungsbindungsgesetz geändert. 

— Der im sozialen Wohnungsbau geförderte Bauherr soll durch 
eine Änderung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes für jeden 
Elternteil, den er in den Haushalt aufzunehmen beabsichtigt, 
ein Famiüenzusatzdarlehen erhalten. 

— Sie wird insbesondere in Gesprächen mit den Ländern prüfen, 
ob im Zweiten Wohnungsbaugesetz bei der Aufnahme eines 
Elternteils die Einkommensgrenze erhöht wird. Bisher werden 
für einen Elternteü 6 300 DM angesetzt. Außerdem wird sie in 
Gesprächen mit den Ländern prüfen, ob im Wohngeldgesetz 
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ein Familienfreibetrag für den Fall der Aufnahme von Eltern 
eingeführt werden kann, soweit dadurch für die aufzunehmen- 
den Eltern Wohngeldleistungen entfallen. 

— Sie wird in Verhandlungen mit den Ländern prüfen, ob bei der 
steuerlichen Förderung selbstgenutzten Wohneigentums (bis- 
her § 7 b EStG) neben dem Baukindergeld auch eine Eltern- 
komponente eingeführt werden kann. 

— Die Errichtung und Weiterentwicklung der ambulanten Dien- 
ste ist Sache der Länder. Der Bund hat hier keine Zuständig- 
keit. Die von der Bundesregierung beschlossenen Maßnahmen 
werden jedoch mittelbar die Situation der ambulanten Dienste 
nachhaltig verbessern. Außerdem wird sich die Bundesregie- 
rung bei den Ländern für eine Verbesserung der personellen 
Situation von ambulanten Diensten einsetzen. Hier wird es 
auch darum gehen, das Instrument der Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen sowie Zivildienstleistende und Helfer des freiwilli- 
gen sozialen Jahres mit einzusetzen. 

Im einzelnen wird auf den Bericht der Bundesregierung zu Fragen 

der Pflegebedürftigkeit verwiesen. 


9. Wie will die Bundesregierung den Pflegebedürftigen zu mehr Selb- 
ständigkeit und Selbstbestimmung verhelfen? 

11. Welche finanziellen Belastungen ist die Bundesregierung bereit zu 
tragen, um die Gemeinden zu entlasten und die Pflegebedürftigen 
dabei zu unterstützen, mehr Selbständigkeit und Selbstbestim- 
mung zu erhalten? 

12. Ist die Bundesregierung bereit, dem Pflegebedürftigen selbst die 
Mittel für seine Versorgung in die Hand zu geben? 


Das in der Antwort auf die Fragen?, 8, 10 und 18 erläuterte 
Bündel von Einzelmaßnahmen zielt darauf hin, Pflegebedürftigen 
soweit möglich eine selbständige Lebensführung zu ermöglichen. 
Soweit es sich um Maßnahmen im Rahmen der gesetzlichen 
Krankenversicherung handelt, gilt das Sachleistungsprinzip. Die 
Bundesregierung beabsichtigt nicht, hiervon abzugehen. 

Mit der gezielten Unterstützung der häuslichen Pflege entlastet 
die Bundesregierung auch die Kostenträger für die stationäre 
Pflege und damit auch die Gemeinden, indem sie dazu beiträgt, 
daß jeder, der in der häuslichen Umgebung gepflegt werden 
kann, die erforderlichen ambulanten Hilfen erhält und die Auf- 
nahme in ein Heim - wenn oder solange dies möglich ist - 
vermieden wird. Diese Entlastung ist jedoch nicht quantifizierbar. 


13. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, Pflegende, die 
nicht zur Familie gehören, zu unterstützen? 


Die in der Antwort auf die Fragen?, 8, 10 und 18 genannten 
Maßnahmen werden nicht nur die Situation der Pflegebedürfti- 
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gen, sondern auch die ihrer Pflegepersonen verbessern. Mit Aus- 
nahme der Maßnahmen, die sich ausdrücklich nur auf Angehö- 
rige beziehen, gilt dies auch für nicht zur Famihe gehörende 
Pflegepersonen. 


14. Welchen finanziellen Ausgleich meint die Bundesregierung, wenn 
sie von steuerlichen Vorteilen spricht, da doch auch der Bundesre- 
gierung bekannt sein dürfte, daß die Pflegenden nur nichtverdie- 
nende Haushaltsangehörige (meist Frauen) sind und die Pflegebe- 
dürftigen selbst in der Mehrzahl der Fälle überhaupt keine Steuern 
zahlen? 


Wie in der Antwort auf die Fragen 7,8,10 und 18 ausgeführt, wird 
die Bundesregierung die Situation der Pflegebedürftigen und 
ihrer Pflegepersonen durch die dort aufgeführten Maßnahmen 
verbessern und außerdem prüfen, ob für die Fälle häuslicher 
Pflege weitere steuerliche Maßnahmen in Betracht zu ziehen sind. 
Dem Ergebnis der Prüfung, die nicht abgeschlossen ist, kann nicht 
vorgegriffen werden. Im übrigen ist es keineswegs so, daß Pflege- 
bedürftige nur von Haushaltsangehörigen gepflegt werden, die 
keine Steuern zu zahlen haben. 


15. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, das Pflegefallri- 
siko per gesetzlicher Krankenversicherung bei behinderten Kin- 
dern, die von Geburt an behindert sind, abzusichern? 


Wie bereits in der Antwort auf die Fragen?, 8, 10 und 18 ausge- 
führt, beabsichtigt die Bundesregierung, die Situation der Pflege- 
bedürftigen und ihrer Pflegepersonen unter anderem durch Maß- 
nahmen im Rahmen der gesetzlichen Krankenversicherung zu 
verbessern. Diese Maßnahmen gelten auch für Kinder, die von 
Geburt an geistig behindert sind, wenn die sonstigen Vorausset- 
zungen vorliegen. 


16. Ab wann will die Bundesregierung Pflegezeiten in der Rentenver- 
sicherung als Versicherungszeiten anerkennen lassen? 

§ 69 des Bundessozialhilfegesetzes enthält bereits Regelungen zur 
Übernahme der Beiträge einer Pflegeperson oder einer besonde- 
ren Pflegekraft für eine angemessene Alterssicherung. Im übrigen 
hat die Bundesregierung in ihrem Bericht zu Fragen der Pflegebe- 
dürftigkeit betont, daß sie die Verbesserung der sozialen Absiche- 
rung der Pflegeperson für wünschenswert hält und daß sie sich 
hierfür einsetzen wird. Darüber muß zu gegebener Zeit entschie- 
den werden. 
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17. Welche Abgrenzungsmöglichkeiten zwischen Pflegebedürftigkeit 
und Krankheit bestehen, und wer soll sie feststellen, wenn die 
Bundesregierung der Meinung ist, daß die gesetzliche Krankenver- 
sicherung auch die Haushaltshilfe bei Krankheit übernehmen 
sollte? 

Wie in der Antwort auf die Fragen 7,8, 10 und 18 ausgeführt, soll 
nach den Vorstellungen der Bundesregierung in den erforderli- 
chen Fällen neben Behandlungspflege und Grundpflege auch 
Haushaltshilfe geleistet werden, wenn diese von einer im Haus- 
halt lebenden Person nicht erbracht werden kann. Diese Leistung 
wird nur bei einer behandlungsbedürftigen Krankheit erbracht. 
Was als Krankheit anzusehen ist, ist durch die Rechtsprechung 
hinreichend geklärt. 

Wenn künftig Haushaltshilfe auch in den Fällen erbracht wird, in 
denen Krankheit und Pflegebedürftigkeit Zusammentreffen, erge- 
ben sich daraus keine Abgrenzungsprobleme. Krankheit und Pfle- 
gebedürftigkeit treten nämlich als Anspruchsvoraussetzungen ne- 
beneinander. 

In den Fällen, in denen künftig Haushaltshilfe deshalb erforder- 
lich ist, weil die Pflegeperson durch Krankheit vorübergehend 
ausfällt, kommt es allein auf das Vorliegen von Krankheit in der 
Person des Pflegenden an. Die Frage der Abgrenzung von Krank- 
heit und Pflegebedürftigkeit stellt sich auch in diesem Fall nicht. 

Die Feststellung von Krankheit als Voraussetzung für die Gewäh- 
rung von Haushaltshilfe wird - wie auch bisher schon nach gel- 
tendem Recht - den Ärzten obliegen. 
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